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Mittheilungen aus der Praxis. 


Iſt die Dispensertheilung von einem bei Schließung der Ehe be⸗ 

ſtandenem Hinderniſſe (§ SS a. b. G. B.) über Anlangen nur Eines 

der beiden Ehegatten und ſelbſt gegen den Willen des anderen Ehe: 
gatten zuläſſig? 


Der großjährige Alois D. knüpfte mit der ebenfalls großjährigen 
Katharina W. in P. ein Verhältniß an, welches nicht ohne Folgen 
blieb. Als der Vater der Katharina W. im Frühjahr 1869 in den 
Alois D. drang, ſeinen Verpflichtungen gegenüber ſeiner damals hoch⸗ 
ſchwangeren Tochter nachzukommen, entſchloß ſich dieſer zur Ehe mit 
Katharina W. und ließ ſich — jedoch ohne Vorwiſſen ſeiner Mutter 
Barbara D. — am 4. Mai 1869 in der Pfarre St. Heinrich in P. 
mit Katharina W. trauen. 

Am 16. Mai 1869 gebar die letztere ein Mädchen, welches 
auf den Namen Helene getauft wurde. 

Am 9. Auguſt 1869 brachte Barbara D. eine Eingabe beim 
Landesgerichte in P. ein, in welcher ſie die Anzeige von der Ungil⸗ 
tigkeit der von ihrem Sohne Alois D. geſchloſſenen Ehe machte 
und um Amtshandlung von Amts wegen nach § 94 a. b. G. B. bat. 
Die Trauung ihres Sohnes mit Katharina W. ſei nämlich, ſo 
führte fte in der Eingabe an, nicht vor dem ordentlichen Seel⸗ 
ſorger geſchloſſen worden, daher nach § 75 a. b. G. B. ungiltig. 
Ihr Sohn Alois D. gehörte damals zur Pfarre St. Adalbert, 
Katharina W. zur Pfarre St. Galli, die Trauung fand aber in keiner 
der beiden Pfarren, ſondern in der Pfarre St. Heinrich und zwar auf 
Grundlage eines Zeugniſſes des L. ſtatt, welcher beſtätigte, daß Katha⸗ 
rina W. mindeſtens ſechs Wochen daſelbſt wohne. (§ 72 a. b. G. B.) 
Dieſes Zeugniß ſei aber gefälſcht geweſen, Katharina W. habe, wie 
durch Zeugen erwieſen werden könne, nie in der Pfarre St. Heinrich 
gewohnt, es habe daher der dortige Seelſorger nicht die Eigenſchaft 
eines ordentlichen Seelſorgers erlangen können und demnach ſei die 
Ehe ungiltig. 


———— ———— 


Bei der hierüber vom Landesgerichte angeordneten Tagſatzung, 
zu welcher beide Theile mit ihren Vertretern und auch der beſtellte 
Vertheidiger des Ehebandes (§ 97 a. b. G. B.) erſchienen, beſtätigte 
Alois D. die Angaben feiner Mutter. Er erklärte, er habe bei Ein⸗ 
gehung der Ehe um das nun rege gemachte Ehehinderniß gewußt 
und gehofft, die Ehe werde bet Abgang eines Klägers aufrecht bleiben, 
nun aber die Mutter, deren nachträgliche Einwilligung er erwartet 
habe, die Klage auf Ungiltigerklärung der Ehe ftelle, ſchließe er ſich 
dieſem Begehren an, da er mit der Katharina W. nicht mehr zuſam⸗ 
men leben wolle. a 

Katharina W. beſtritt anfänglich die Behauptung, daß ſie nie 
in der Pfarre St. Heinrich gewohnt habe und berief ſich auf das 
ſchriftliche Zeugniß des L, fo wie auf den Conſcriptionsbogen der 
Polizeibehörde zum Beweiſe ihrer Gegenbehauptung, daß fie mindeſtens 
ſechs Wochen vor ihrer Verehelichung mit Alois D. in der Pfarre 
St. Heinrich gewohnt habe. 

Allein aus den Ausſagen der vernommenen Zeugen und aus 
dem ſpäter abgelegten Geſtändniſſe der Katharina W. ergab ſich mit 
Beſtimmtheit Folgendes: 

Alois D. wurde ordnungsgemäß behufs der Verehelichung mit 
Katharina W. in der Pfarre St. Adalbert anfgeboten, hierauf begaben 
ſich beide Theile zum Pfarrer in St. Galli, als dem Pfarrer der 
Braut. Da dieſer ſich weigerte, das Aufgebot vorzunehmen, weil die 
Mutter des Alois D. nach deſſen Aeußerung die Zuſtimmung zur 
Eheſchließung nicht geben würde, beſchloſſen beide, den benachbarten 
Pfarrer von St. Heinrich um die Vornahme des Aufgebotes zu er⸗ 
ſuchen. Zum Behufe der Nachweiſung des ſechswöchentlichen Aufent⸗ 
haltes der Braut in dieſer Pfarre bat dieſe den L., welcher ihr bereits 
früher über ihre Bitte eine Unterkunft in ſeiner Wohnung zugeſagt 
hatte, ihr zu beftätigen, daß fie ſchon länger als ſechs Wochen bei ihm 
wohne. L. ging hierauf ein und beſorgte auch die ſchriftliche Meldung 
beim Meldungsamte. Auf Grund dieſer Zeugniſſe nahm der Pfarrer 
von St. Heinrich das Aufgebot der Braut und die Trauung der 
Beiden vor. 


An dieſe Thatſachen knüpften die Vertreter beider Theile ihre 
Schlußfolgerungen. 


Der Vertreter des Klägers begehrte die Ungiltigerklärung 
der Ehe, denn die feterliche Erklärung der Einwilligung ſei weder vor 
dem ordentlichen Seelſorger der Braut, noch vor dem des Bräutigams 
geſchehen, dies ſei aber nach § 75 a. b. G. B. zur Giltigkeit der Ehe 
erforderlich. In gleicher Weiſe mangle der Ehe das Erforderniß des 
Aufgebotes von dem ordentlichen Seelſorger ($$ 70 — 74 a. b. G. B.). 
Es müſſe daher in beiden Richtungen die Ungiltigkeit der Ehe be⸗ 
hauptet werden, wobei noch weiter bemerkt werden müſſe, daß der 
Katharina W. auch nicht die Schuldlofigkeit an dem Ehehinderniſſe zu⸗ 
ſtattenkomme, da ſie hierum wußte. Daher habe fe auch das Recht 
eine Entſchädigung zu begehren, nach $ 102 a. b. G. B. verloren. 

Die Vertreter des anderen Theiles, denen ſich bei einer 
ſpäteren Tagfatzung der mittlerweile aufgeſtellte Curator der minder⸗ 


jährigen Helene D. anſchloß, wendeten in der Einrede ein, dem Man⸗ 
gel der Competenz für den Seelſorger könne die Bedeutung eines 
auflöſenden Ehehinderniſſes keineswegs beigelegt werden. Dies zeige 
auch das Geſetz vom 25. Mai 1868, welches bei der ungerechtfer⸗ 
tigten Weigerung das Pfarrers von St. Galli, die Trauung vorzu⸗ 
nehmen, anzuwenden geweſen wäre. Denn nach dieſem Geſetze wäre 
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ſorger durch die Gewährung der geſtellten Bitte um Dispens vom 
ſechswöchentlichen Aufenthalte behoben werden können, dem geſtellten 
Begehren ſtatt und ertheilte mit der Entſcheidung vom 22. Jänner 
1872, 3. 2036 die nachträgliche Dispens von dem zur Giltigkeit 
des in dem Pfarrbezirke bei St. Heinrich in P. vorgenommenen Ehe⸗ 
aufgebotes abzängigen Erforderniſſe des ſechs wöchentlichen Auf⸗ 


das Aufgebot und die Trauung nur an einem Orte, dem Magiſtrate enthaltes in dieſem Pfarrbezirke. 


in P. vorzunehmen geweſen. Der Gegentheil ſei übrigens nach § 96 
a. b. G. B. gar nicht berechtigt, die Ungiltigkeitserklärung der Ehe 
zu begehren, da er nach feinem eigenen Geltäudniffe nicht ſchuldlos 


| 


Hiegegen brachte Alois D. den Recurs in termino an das Minis 
ſterium des Innern ein. 
In dieſem Recurſe führt Alois D. an, es handle ſich hier um drei 


ſei. Aber auch falls die Einwendung der Incompetenz des Seel Fragen: 1. Iſt ein dispenſables Ehehinderniß vorhanden 2 2. Iſt eine 


ſorgers per inconcessum gemacht werden könne, ſo behindere dies die 
Giltigkeit der Ehe nicht, denn da die Verkündigungen und die Er⸗ 
klärung der feierlichen Einwilligung unbeanſtändet vorgenommen wurden, 
ſeien ſie gewiſſermaßen in Rechtskraft erwachſen. Uebrigens zähle das 
angeregte Ehehinderniß unter jene, welche durch eine einfache 
Dispens, nämlich des ſechs wöchentlichen Aufenthaltes, von 
Seite der Statthalterei behoben werden können. Sie ſtellten daher die 
Bitte, das Landesgericht wolle dieſe Dispens von Amts wegen nach 
8 98 a. b. G. B. erwirken. 

Gegen dieſes Begehren proteſtirte Alois D. ſogleich bei der 
Tagſatzung. 

Das Landesgericht in P. beſchloß mit dem Beſcheide vom 2. Mai 
1870, 3. 10.491 dieſem Begehren in Gemäßheit des § 16 des Hof⸗ 
decretes vom 23. Auguſt 1819, 3. 1595 J. G. S. und der $$ 83 
und 98 a. b. G. B. Folge zu geben und die Acten zu dieſem Behufe 
der Statthalterei zu übermitteln. 

Hiegegen recurrirte Alois D. durch ſeinen Vertreter. Im Re⸗ 
curſe wurde geltend gemacht, daß die Dispens nur über An⸗ 
ſuchen deider Theile ertheilt werden könne. Dieſes zeigen klar 
die Beſtimmungen der §§ 84, 88 und 98 a. b. G. B. und gehe ins 
beſonders ſchlagend aus § 98 a. b. G. B. hervor, wornach der Richter 
trachten ſolle, die Giltigkeit der Ehe durch die erforderliche Einleitung 
und das Einverſtändniß der Parteien zu erwirken. Dieſes 
zeige auch klar der § 88 a. b. G. B., wornach zur Convalidation der 
Ehe die nochmalige Einwilligung beider Theile erklärt 
werden müſſe. Die Dispens ſei alſo ohne Einverſtändniß beider 
Theile nicht nur unzuläſſig, ſondern auch ohne Wirkung, denn Alois 
D. verweigere die Erklärung der neuerlichen Einwilligung. Die Dis⸗ 
pensertheilung und hiemit die Mittheilung der Acten an die Statt⸗ 
halterei ſei demnach unſtatthaft. 

Das Oberlandesgericht gab dem Recurſe der Barbara und 
des Alois D. mit der Entſcheidung vom 26. Juni 1871, 3. 19.606 
keine Folge und zwar bezüglich der Barbara D. nicht, weil ſie kein 
Recht einzuſchreiten habe, bezüglich des Alois D. nicht, weil das Lan⸗ 
desgericht nach § 98 a. b. G. B. und § 16 des Hofdecretes vom 23. 
Auguſt 1819 „in dem Falle, wenn das angeregte Ehehinderniß ent⸗ 
weder durch nachträgliche Dispenſation oder durch Einwilligung der in 
ihren Rechten durch Schließung dieſer Ehe (§ 96 a. b. G. B.) ge⸗ 
kränkten Perſon gehoben werden kann, dies entweder die Dispenſation 
oder die nachträgliche Einwilligung der Partei zu erwirken trachten 
ſoll. Die Erwirkung der Dispenſation iſt im § 98 a. b. G. B. keines⸗ 
wegs von dem Einverſtändniſſe der beiden Ehegatten abhängig ge⸗ 
macht worden, wie dies auch aus der Styliſirung des dieſelbe Bor⸗ 
ſchrift erneuernden § 16 des oben citirten Hofdeeretes zweifellos zu 
entnehmen iſt“. 

Auch der oberſte Gerichtshof gab dem eingebrachten Reviſions⸗ 
recurſe mit der Entſcheidung vom 23. Auguſt 1871, 3. 10.293 
keine Folge, „weil die recurrirte Entſcheidung weder eine Gefetz⸗ 
widrigkeit noch offenbare Ungerechtigkeit enthalte, dieſelbe vielmehr durch 
die Beſtimmung des § 98 a. b. G. B. und §§ 14 und 16) des Hof- 
decretes von 23. Auguſt 1819 vollkommen gerechtfertigt erſcheine“. 

Die Statthalterei in P., an welche die Acten nunmehr 
zur Entſcheidung über das Dispenſationsbegehren gelangten, gab, von 
der Vorausſetzung ausgehend, daß der Mangel des Aufgebotes und 
der feierlichen Erklärung der Einwilligung vor dem ordentlichen Seel⸗ 


) Der citirte 5 16 des Hofdeeretes vom 23. Auguft 1819, J. G. S. 1595 lautet: 

Kann im Falle einer mit Recht für ungiltig angegebenen Ehe das Hinderniß 
durch nachträgliche Dispenſation, Einwilligung der in ihren Rechten gekränkten Per⸗ 
fon oder Genehmigung der Behörde gehoben werden, fo muß die Vorſchrift des § 98 
a. b. G. B. angewendet werden. ? 

§ 14 weiſet den Richter an, von Amts wegen die für und wider die Giltigkeit 
der Ehe ſprechenden Gründe in das volle Licht zu ſetzen. 


Nachſicht ohne Einverſtändniß beider Theile zuläſſig? 3. Sind wichtige 
Gründe zur Nachſichtertheilung vorhanden? 

Die erſte Frage bejaht der Recurrent, die beiden anderen ver⸗ 
neint derſelbe. 

Zur Begründung feiner Behauptung zu 2 beruft ſich der Ne 
current wiederholt auf die 88 84, 86, 87 und 98 a. b. G. B., 
welche ſaͤmmtlich ein Einverſtändniß beider Theile vorausſetzen. Dieſes 
gehe aber auch ſchlagend aus $ 88 a. b. G. B. hervor, laut welchem 
zur Convalidation der Ehe eine nochmalige Erklärung der Einwilli⸗ 
gung, alſo ein Einverſtändniß beider Theile erforderlich ſei. 

Da nun Alois D. eine ſolche Erklärung nicht abgebe, ſo ſei die 
Nachſicht ohne Wirkung; es könne aber doch nicht Aufgabe der po⸗ 
litiſchen Behörde fein, eine Amtshandlung vorzunehmen, welche durch 
einen einfachen Widerſpruch wirkungslos gemacht werden könne. Aber 
auch der von den drei Gerichtsinſtanzen citirte § 16 des Hofdeeretes 
von 23. Auguſt 1819 behebe dieſe Anſchauung nicht, denn dieſer Pa⸗ 
ragraph berufe ſich ausdrücklich auf § 96 a. b. G. B., welcher von Be⸗ 
hebung der Ehehinderniſſe durch die hiezu nothwendige Einleitung und 
das Einverſtändniß der Parteien ſpreche. 

Aus allen dieſen Stellen gehe daher die Nothwendigkeit des 
Einverſtändniſſes beider Theile zur Nachſichtsertheilung hervor. 

Aber auch die nach § 83 a. b. G. B. zur Nachſichtsertheilung 
erforderlichen wichzigen Gründe ſeien nicht vorhanden. Als ein ſolcher 
ſei die Sorge für die Aufrechthaltung der ehelichen Geburt der Helene 
D. angeführt worden. Dieſer Grund ſei nicht ſtichhältig, denn da 
Alois D. die Convalidation der Ehe verweigere, könne von der Gil⸗ 
tigkeit der Ehe und ſohin von der ehelichen Geburt der Helene D. 
ohnehin keine Rede ſein. 

Dagegen müſſe die Abneigung der beiden Ehegatten in Betracht 
Sk werden, welche ein Zuſammenleben beider Theile unmöglich 
mache. 

Aus allen dieſen Gründen erſcheine daher eine Dispensertheilung 
unzuläſſig, daher um Behebung der Statthaltereientſcheidung gebeten 
werden müſſe 

Das Minifterium des Innern gab aber dem Reecurſe mit 
der Entſcheidung vom 3. Jult d. J., 3. 7684 mit dem Bei⸗ 
fügen keine Folge, „daß durch dieſe hieramts (vom Miniſterium) 
beſtätigte Dispens die Nachſicht von den Ehehinderniſſen des mangeln⸗ 
den Aufgebotes und der feierlichen Erklärung der Einwilligung vor 
dem ordentlichen Seelſorger (88 74 und 75 a. b. G. B.) 
ertheilt wird”. 


Anmerkung. Dieſe Entſcheidung veranlaßt in mehrfacher 
Richtung zu eingehenden Betrachtungen. 

1. Das Miniſterium gab durch die aufrechte Erledigung des 
Recurſes des Alois D. gegen die Entſcheidung der Stakthalterei, 
womit die Dispens ertheilt wurde, zu erkennen, daß ein Recurs gegen 
dieſe Entſcheidung zuläſſig Set. 

Für die entgegengeſetzte Meinung, alſo für die Nichtzulaſſung eines 
ſolchen Recurſes konnte angeführt werden, daß die Entſcheidung einer Dis⸗ 
pens eine Frage des eminent öffentlichen Rechtes, nämlich der aus SS 98 
und 99 a. b. G. B. und dem Hofdecrete vom 23. Auguſt 1819, 
J. G. S. 1595 hervorleuchtenden Obſorge des Staates für die 
thunlichſte Aufrechthaltung einer geſchloſſenen Ehe ſei, daß es daher 
keiner Partei zustehe, einen hiegegen gerichteten Einſpruch zu erheben. 
Es handle ſich ja auch für die politiſche Behörde nicht um 
einen zwiſchen zwei Theilen obſchwebenden Streit, ſondern um die 
Ehe und das der Giltigkeit derſelben entgegenſtehende Hinderniß, 
daher von der Berechtigung einer Partei zur Einbringung eines 
Recurſes keine Rede ſein könne. Es kommt ferner kein Privatrecht 
in Frage, denn die Dispens gibt nur die Möglichkeit zur Con 
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validation der Ehe; die Gonvalidation erfolge nach § 88 a. b. G. B. politiſche Behörde um jo mehr von dem ihr zuſtehenden Beſugniſſe 


erſt durch die abermalige Erklärung der Einwilligung, daher liege auch 
kein Grund zur Recurseinbringung vor. Endlich ſtehe nach § 96 a. b. 
G. B. nur dem ſchuldloſen Theile das Recht zu, zu verlangen, daß 
die Ehe ungiltig erklärt werde, Alois D. ſei aber nicht nur nicht 
ſchuldlos, ſondern mitſchuldig an der Ausſtellung eines falſchen Zeug⸗ 
niſſes, daher ſei er auch nicht berechtigt, einen Recurs in der Ver⸗ 
handlung über die Giltigkeit der von ihm eingegangenen Ehe einzubringen. 

Da das Miniſterium ſich für die aufrechte Erledigung des 
Recurſes (wie wir glauben, ganz richtig) ausgeſprochen hat, ſo müſſen 
wir nach den Gründen forſchen, welche dasſelbe muthmaßlich hiebei 
geleitet haben dürften. Entſcheidend mußte wohl in erſter Linie die 
Erwägung ſein, daß das Oberlandesgericht und der oberſte Gerichts⸗ 
hof durch die aufrechte Erledigung des Recurſes des Alois D. die 
Zuläſſigkeit eines Einſpruches desſelben anerkannt haben. Die Ent 
ſcheidung der Dispens ift gewifſermaßen ein Incidenzſtreit in dem 
bezüglich der Giltigkeit der Ehe des Alois D. mit Katharina W. 
entſtandenen Proceffe. Gleichwie in dem Proceffe ſelbſt mußte den 
Parteien auch hier das Einſpruchsrecht gewahrt bleiben. Die Citation 
des § 96 a. b. G. B. iſt nicht zutreffend, da es ſich hier um ein 
öffentliches Ehehinderniß ($$ 7, 5, 9, 94 a. b. G. B.) handelt, welches 
von Amts wegen unterſucht werden muß, daher die Amtshandlung 
nicht von dem Begehren eines Ehetheiles abhängig iſt. 

Dieſe überwiegenden Gründe dürften demnach das Miniſterium 
zur aufrechten Erledigung des Recurſes veranlaßt haben. 

2. Das Miniſterium hat durch dieſe Entſcheidung ausgeſprochen, 
daß für das Forum der politiſchen Behörde die Ehehinderniſſe der 
§§ 74 und 75 a. b G. B. des mangelnden Aufgebotes und der feier⸗ 
lichen Erklärung der Einwilligung vor dem ordentlichen Seelſorger 
vorhanden ſeien. 

Hienach wurde das Erkenntniß der Statthalterei, welches die 
Dispens vom Ehehinderniſſe des ſechs wöchentlichen Aufenthaltes 
ausſprach, abgeändert und zwar ganz mit Recht, weil das bürgerl. 
G. B. ein Chehinderniß des ſechswöchentlichrn Aufenthaltes in der 
Pfarre, wo das Aufgebot und die Trauung ſtattfinden, nicht kennt, 
die Nachſicht aber nach § 83 a. b. G. B. von einem Ehehinderniſſe 
auszusprechen iſt. Daß die Ehehinderniſſe der §§ 74 und 75 a. b. G. B. 
vorliegen, mußte die politiſche Behörde für ihr Forum im Hinblicke 
auf die Beſtimmungen dieſer Paragraphe, wornach das Aufgebot und 
die feierliche Erklärung der Einwilligung vor dem ordentlichen 
Seelſorger zur Giltigkeit der Ehe erforderlich ſind und in weiterer 
Erwägung, daß durch die Zeugenausſagen und das eigene Geſtändniß 
der Parteien dargethan iſt, daß das Aufgebot eines Theiles und die 
feierliche Erklärung der Einwilligung nicht vor dem ordentlichen Seel⸗ 
ſorger ſtattfand, als erwieſen annehmen. (Siehe auch Dolliner, 
Handbuch des öͤſterr. Eherechtes, Bd 2, pag 105). 

Hiedurch aber wurde wohl ſelbſtverſtändlich der Entſcheidung 
der Gerichtsbehörde in keiner Weiſe präjudicirt. Die Entſcheidung 
über die Frage, ob wohl bei dem Umſtande, als die Willenseinigung 
der beiden Ehegatten erfolgte, die mangelnde Competenz des dieſe 
Erklärung entgegennehmenden Prieſters die Giltigkeit der im Uebrigen 
perfecten Ehe beheben könne, ferner ob das Hinderniß des § 75 
a. b. G. B. — das des § 74 a. b G. B. als eines Privathinderniſſes 
dürfte nicht in Frage kommen — erwieſen ſei, bleibt für das Forum 
des Ehegerichtes gänzlich unberührt. 

3. Das Miniſterium hat durch die Entſcheidung anerkannt, daß 
die Nachſicht von einem bei Schließung der Ehe beſtandenen (dispen⸗ 
ſablen) Ehehinderniſſe auch nur über Begehren Eines Ehe⸗ 
theiles und ſebſt gegen den Willen des anderen Theiles 
ertheilt werden könne. 

Allerdings ſprechen die SS 84, 86 und 88 a. b. G. B. bezüglich 
der Dispens immer nur vom Ginverftändniffe beider Theile, allein 
anderſeits ertheilt der § 83 a. b. G. B. ganz allgemein die Ermäch⸗ 
tigung zur Nachſicht der Ehehinderniſſe und der § 98 a. b. G. B. 
weiſet das Landrecht an, die Behebung des Ehehinderniſſes zu veran⸗ 
laſſen. Darauf deutet auch der wiederholt eitirte § 16 des Hofdecretes 
vom 23 Auguſt 1819 durch die Gegenüberſtellung der Worte: 
„Dispenſation“ und „Einwilligung“ hin, und es findet ſich im 
bürgl. G. B. keine Beſtimmung, welche die Ertheilung der Dispens vom 
Einverſtändniſſe beider Ehegatten abhängig machte. 

Da die Ertheilung einer Dispens ſelbſt gegen den Willen des 
anderen Ehegatten durch das Geſetz nicht ausgeſchloſſen iſt, mußte die 


der Dispensertheilung Gebrauch machen, als die ihr auferlegte Sorge 
für die thunlichſte Aufrechthaltung einer geſchloſſenen Ehe jedenfalls 
ein genügend wichtiger Grund ($ 83 a. b. G. B.) iſt, die Nachſicht zu 
ertheilen. 

Nebſt dieſen aus dem Geſetze hervorgehenden Betrachtungen 
mußte für die politiſche Behörde auch die Erwägung beſtimmend 
ſein, daß das Oberlandesgericht und der oberſte Gerichts⸗ 
hof in ihren Entſcheidungen ausſprachen, daß das Einver⸗ 
ſtändniß beider Ehetheile zur Dispensertheilung nicht erforderlich ſei. 

4. Durch die Entſcheidung wurde endlich ausgeſprochen, daß 
die Nachſicht von einem bei Schließung der Ehe beſtandenen Hinder⸗ 
niſſe ertheilt werden könne, wenn auch ein Theil die im § 88 
a. b. G. B. vorgeſehene Wiederholung der feierlichen Erklärung der Ein⸗ 
willigung verweigern ſollte. Denn die Nachſichtsertheilung von Seite 
der politiſchen Behörde hat nur den Zweck, die Möglichkeit zur Con⸗ 
validirung der Ehe zu geben (Stuben rauch, Commentar zum 
a. b. G. B., Bd. 1, pag. 289, Dolliner, Handbuch des öſterr. Ehe⸗ 
rechtes, Bd. 2, pag. 200 und Bd 4, pag. 426) und hiemit iſt die 
Thätigkeit derſelben abgeſchloſſen. 

Ob nun die Convalidation der Ehe ſtattfinde oder nicht, iſt 
für die Amtswirkſamkeit der politiſchen Behörde gleichgiltig; dieſe 
Frage kann daher auf die Entſcheidung derſelben nicht den geringſten 
Einfluß ausüben. LS. 


Die Ausfertigung gemeindeämtlicher Leumunds⸗ und Sittenzeug⸗ 
niſſe liegt nicht im Wirkungskreiſe des Gemeinde⸗Ausſchuſſes, ſon⸗ 
dern ſteht dem Gemeindevorſteher allein zu. 


In Folge Aufforderung des k. k. Bezirksgerichtes in K. hat 
der Bürgermeiſter von U. am 17. März 1871 für den beim 
genannten Gerichte inhaftirten Johann S. aus U. ein Sittenzeugniß 
des Inhaltes ausgeſtellt, daß dieſes Individuum gerne Wortwechſel be⸗ 
ginne, ein rohes, barſches Benehmen habe, ſonſt aber noch nie ſtraf⸗ 
fällig geworden ſei. Dieſes Zeugniß wurde von fünf Ausſchußmitgliedern 
mitgefertigt. Am 26. März 1871 wurde von den Gemeinde⸗ 
räthen Franz L. und Johann St., jo wie von ſieben Gemeinde⸗ 
Ausſchüſſen derſelben Gemeinde U. ohne Vorwiſſen des Bürger⸗ 
meiſters für eben denſelben Johann S. ein Sittenzeugniß ausgeſtellt 
und gefertiget, worin im Gegenſatze zu dem erftermähnten Zeugniſſe 
des Bürgermeiſters M. ddo. 17. März 1871 beſtätigt wurde, daß 
Johann S. während ſeines Aufenthaltes in der Gemeinde U ſich 
ſtets ruhig, ordentlich und ſtrenge ſittlich verhalten habe. Der Bürger⸗ 
meiſter hat in Folge deſſen am 17. April 1871 eine Beſchwerde gegen 
den nicht nur eine Competenzüberſchreitung von Seite des Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſes, ſondern auch einen Eingriff in die Rechte des Bürger⸗ 
meiſters nach den §§ 49 bis 52 des n. ö. Gemeindegeſetzes invol⸗ 
virenden Vorgang des Gemeinde-Ausſchuſſes an den Bezirkshauptmann 
in K. überreicht und um eine Unterſuchung dieſer Angelegenheit gebeten. 

Der Bezirkshauptmann hat ſich an den n. ö. Landesausſchuß 
um Aeußerung mit dem Beifügen gewendet, daß er geſonnen ſei, dem 
Gemeinde⸗Ausſchuſſe von U. dieſen Eingriff in die localpolizeilichen 
Rechte des Bürgermeiſters ſtrengſtens zu verweiſen. 

Der Landesausſchuß erklärte ſich mit dieſer Abſicht vollkommen 
mit dem Bemerken einverſtanden, daß dieſer Vorgang insbeſondere bei 
den Gemeinderäthen wegen grober Pflichtverletzung im Sinne der 
§§ 22 und 93 der Gemeindeordnung geahndet werde. 

Der Bezirkshauptmann hat nun den Gemeinderäthen Franz L. 
und Johann St. und den betheiligten ſieben Gemeinde⸗Ausſchüſſen, nach⸗ 
dem die thatſächlich in competenter Weiſe erfolgte Ausſtellung eines 
zweiten Sittenzeugniſſes für S. conſtatirt war, wegen grober Pflicht⸗ 
verletzung einen Verweis ertheilt. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben die Genannten an die Statt⸗ 
halterei reeurrirt, wurden jedoch zurückgewieſen, nachdem ſich noch her⸗ 
ausgeſtellt hatte, daß Johann S. mittlerweile zu fünf Monaten ſchweren 
Kerker verurtheilt wurde. 

Im Miniſterialrecurſe wurde geltend gemacht, daß die u. ö. Ge⸗ 
meindeordnung im § 26 unter dem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der 
Ortsgemeinde auch die Sittlichkeitspolizei anführe und in den §8 34 
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und 35 dem Gemein de⸗Ausſchuſſe die Sorge für polizeiliche An⸗ | einer dieſer Behörden innerhalb des Kalenderjahres, für welche die Militärbefreiung 
ſtalten und Erlaſſung ortspolizeilicher Vorſchriften übertrage, daß aber glltig ift, der illegale, durch unrichtige Avffaſfung und Anwendung der bezüglichen 


nirgends dem Bürgermeiſter die Ausſtellung von Sittenzeugniſſen 
ohne Befragen der Gemeinderäthe oder gar in einer Faſſung, 
welche der Anſicht derſelben gerade entgegengeſetzt iſt, zuweiſe, — daß 
das von dem Bürgermeiſter den Gemeinderäthen zur Unterfertigung 
vorgelegte Leumundszeugniß zu ſcharf und den Verhältniſſen nicht ent⸗ 
ſprechend erkannt, daher deſſen Mitfertigung verweigert worden jet, 
Der Bürgermeiſter hätte ſich in dem vorliegenden Falle um fo 
mehr der Ausſtellung eines Leumundszeugniſſes für Johann S. ent- 
halten und ſelbe dem erſten Gemeinderathe übertragen ſollen, als der⸗ 
ſelbe mit der Familie des Johann S. bekanntermaßen in Feindſchaft 
lebe. Aus dieſen Gründen hätten die Recurrenten keinen Anſtand 
genommen, dem Johann S. das fragliche Zeugniß auszufertigen, 
womit ſie nur ihrer Pflicht als Gemeindevertreter nachgekommen 
wären. Im Miniſterialrecurſe wurde um Aufhebung des bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftlichen Verweiſes eventuell bei Zurückweiſung des Recurſes 
um Aufforderung an den Statthalter zur Auflöͤſung der Gemeinde⸗ 
vertretung in U. und Anordnung einer Neuwahl erſucht. 

Die Statthalterei beantragte die Zurückweiſung des Reecurſes 
und bemerkte, daß zur Auflöſung des ganzen Gemeinderathes von U. 
nach $ 100 der Gemeindeordnung ein Grund nicht vorhanden ei. 
Es wurde übrigens noch eine Beftätigun, der Bezirkshauptmannſchaft 
in W. des Inhaltes vorgelegt, daß Johann S. wegen exceſſiven Be⸗ 
nehmens vor der Aſſentcommiſſton W zu drei Tagen Arreſt verurtheilt 
worden iſt. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 4. Februar 1872 
Z. 665 dem Recurſe keine Folge gegeben. 


Anmerkung Mit dieſer Entſcheidung iſt anerkannt, daß die 
Ausfertigung gemeindeämtlicher Leumunds⸗ und Sittenzeugniſſe für 
Gemeindemitglieder nicht im Wirkungskreiſe des Gemeinde⸗Ausſchuſſes 
liegt, ſondern dem Gemeindevorſteher allein zufteht, weil der 
Erſtere mit Ausnahme der ihm ausdrücklich zur Beſchlußfaſſung 
zugewieſenen Agenden bloß einen überwachenden Wirkungskreis 
hat, während der letztere das verwaltende und vollziehende 
Organ der Gemeinde iſt (§8 28, 29, 49 der G. O. für Nieder⸗ 
öſterreich). In dem fraglichen Falle iſt zugegeben worden, daß die 
Recurrenten das beanſtändete Sittenzeugniß in ihrer Eigenſchaft als 
Gemeindevertreter, alſo als ein gemeindeämtliches Zeug⸗ 
niß und zwar hinter dem Rücken des Vorſtehers ausgefertigt haben, 
wornach alſo conſtatirt erſcheint, daß ſich dieſelben eines Uebergriffes 
beziehungsweiſe einer Pflichtverletzung ſchuldig gemacht haben. 

Wenngleich nicht geleugnet werden kann, daß auf dieſen Fall 
einer evidenten Ausſchreitung und Geſetzeswidrigkeit kein Paragraph 
der G. O ſeine ſtrenge Anwendung findet, ſo ergibt ſich die Befug⸗ 
niß der politiſchen Behörde derartige Ueberſchreitungen zu rügen, aus 
dem allgemeinen Auffichtsrechte der Staatsverwaltung bezüglich des 
Gebahrens der Gemeindevertretungen innerhalb der beſtehenden Geſetze. 
Die im vorliegenden Falle ertheilte Mahnung entſpricht daher voll⸗ 
kommen den Grundſätzen der Ordnung und des Rechtes und verſtößt 
directe gegen kein Geſetz. C. L. 


Verordnung. 


Erlaß des Statthalters von Steiermark vom 28. Juli 1872, Z. 9305 Militär- 
befreiung betreffend. 


Aus Anlaß der vorgekommenen Anfrage, ob Militärbefretungen, welche von 
Seite der Ergänzungsbehörden erſter Inſtanz irrthümliche Weiſe, jedoch ohne Ver⸗ 
ſchulden der Partei zugeſtanden worden ſind und von den Ergänzungsbehörden 
zweiter Inſtanz erſt in ſpäteren Jahren, d. i. nach Ablauf des Aſſentjahres, für welches 
die Militärbefreiung ertheilt worden iſt, beanſtändet werden, annullirt werden können 
oder nicht, wird der k. k. Statthalterei, nach gepflogenem Einvernehmen mit dem k. k. 
Reichskriegsminiſter, zur Darnachachtuug eröffnet, daß ſolche Militärbefreiungen 
analog mit dem in dem Miniſterialerlaſſe vom 17. April 1871, 3. 2348/720 III“ 
ansgeſprochenen Grundsatze — aus Rückſicht für die Wahrung des Rechtsſchutzes von 
den Ergänzungsbehörden zweiter Inſtanz nur inſolange annullirt werden können, als 


) Vgl. Zeitſchrift für Verwaltung de 1871, Seite 136. 
Druckerei der k. Wiener Zeitung. 
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geſetzlichen Beſtimmungen herbeigeführte Vorgang der Unterbehörden bekannt und von 
diefer beauſtändet wird. Selbſtverſtändlich kann ſohin einem durch ein Verſehen der 
Behörde ohne ſein Verſchulden zeitlich Befreiten nach dem Austritte aus dem ſtellungs⸗ 
pflichtigen Alter — dieſe zeitliche Militärbefreinng bloß aus dem Titel eines 
früheren Irrthums der Ergänzungsbehördenicht mehrabgeſprochen werden. 

ft die Verhandlung bezüglich der illegalen Befreiung innerhalb des fraglichen 
Kalenderjahres bereits eingeleitet, ſo hindert natürlich die Verzögerung der Verhand⸗ 
lung die nachträgliche Aufhebung ſolcher Befreiungen nicht. 

In allen Fällen iſt jedoch das ſchuldtragende öffentliche Organ zur Verantwor⸗ 
tung zu ziehen, eventuell gegen dasſelbe im Sinne der kal. Verordnung vom 10. März 
1860, R. G. Bl. Nr. 64 über die Disciplinarbehandlung der k. k. Beamten und 
Diener vorzugehen. 


Erledigungen. 


Bauadjunctenſtelle in Niederöſterreich mit 700 fl. Gehalt, bis Mitte Septem⸗ 
ber. (Amtsbl. Nr. 186.) 


Bezirkshauptmannsſtelle erſter Claſſe in Chotebor mit 1800 fl., eventuell Be⸗ 
e zweiter Claſſe mit 1600 fl, bis 27. September. (Amtsblatt 
r. 186. 


Beſchauarztesſtelle in Wien mit 600 fl. Gehalt und 126 fl. Quartiergeld und 
Penſtonsanſpruch, bis 13. September. (Amtsbl. Nr. 186.) 

Steuereinnehmersſtelle zweiter Claſſe in Nieder⸗Oeſterreich mit 1100 fl. even⸗ 
tuell eine ſolche dritter Claſſe mit 1000 fl. oder eine Controlorsſtelle mit 1000 fl., 
900 fl. oder 800 fl.; dann mehrere Steueramts⸗Officialsſtellen dritter Claſſe mit 
500 fl., bis Ende Auguſt. (Amtebl. Nr. 186.) 

Contumazdirectorsſtelle in der Bukowina mit 600 fl. eventuell Bezirksthier⸗ 
arztesſtelle mit 700 fl., bis 1. September. (Amtsbl. Nr. 186.) 

Erſte Hüttenadjunctenſtelle bei der Hauptwerksverwaltung in Przibram mit 
1000 fl. Jahresgehalt, Naturalquartier gegen Caution, bis Mitte September. (Amts⸗ 
blatt Nr. 187.) 

Hüttenchemikersſtelle bei der Hauptwerksverwaltung in Przibram mit 1000 fl. 
Gehalt und 100 fl. Quartiergeld, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr. 187.) 

Bergadjunctenſtelle bei der Haupzwerksverwaltung in Przibram mit 800 fl. 
Gehalt und 80 fl. Quartiergeld, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr. 187.) 

Drei Aſſiſtentenſtellen am techniſchen Inſtitute zu Brünn mit je 600 fl. Ge⸗ 
halt, bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 187.) 

Diurniſtenſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Scheibbs in Nieder⸗Oeſterreich 
mit 1 fl. Taggeld, bis 30. Anguſt. (Amtsbl. Nr. 188.) 


Deutfcher Zuriſtentag. 


Von dem Vorſtande des Wiener Bureaus des deutſchen Juriſten⸗ 
tages wird mitgetheilt, daß die nachbenannten k. k. p. öſterr. Com⸗ 
municationsanſtalten den vom und zum diesjährigen deutſchen Jurtſten⸗ 
tage reiſenden Mitgliedern für die einmalige Tour⸗ und Retourfahrt, 
gleichwie in den früheren Jahren, freundlichſt Begünſtigungen zuge⸗ 
ſtanden haben. Dieſelben beſtehen darin, daß während der Zeit vom 
20. Auguſt bis 7. September d. J. auf den Linien der erſten öſterr. 
Donau⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft (in Oeſterreich⸗Ungarn und Baiern), 
dann der öſterr. Staatseiſenbahn (mit Ausſchluß der Secundärbahn 
Valkany⸗Perjamot und der Gebirgsbahn Anina⸗Orawitza), der Auſſig⸗ 
Teplitzer⸗ und der Oſtrau⸗Friedländer Eiſenbahn überhaupt, bei der 
Kaiſer Ferdinands⸗ und mähr.⸗ſchleſ. Nordbahn und der Südbahn 
aber auf der I. und II. Claſſe und bei der Kaiſerin Eliſabethbahn 
(mit Ausſchluß der Linz⸗Budweiſer Strecke), der Kaiſer Franz Joſeph⸗ 
und Kronprinz⸗Rudolphsbahn, dann bei der böhmiſchen Nord- und 
Weſtbahn, ſowie bei der Buſchtiehrader und Turnau⸗Kralup⸗Prager 
Eiſenbahn auf der II. und III. Claſſe nur der halbe Fahrpreis 
(ſammt Stempelgebühr und eventuellen Agiozuſchlag) zu entrichten iſt; 
die öſterr. Nordweſtbahn und ſüd⸗norddeutſche Verbindungsbahn 
endlich geſtatten die Benützung der II. und II. Claſſe mit Fahrkarten 
der nächſt niederen (III und reſp. IV.) Claſſe. Bei der Kaiſer 
Ferdinands⸗ und mähr.⸗ſchleſ. Nordbahn hat die gewährte Begün⸗ 
ſtigung auch für die Eilzüge ſtatt, bei den übrigen Bahnen ſind die 
Schnell⸗ Eil⸗ und Courierzüge, ſowie die gemiſchten Züge hievon 
ausdrücklich ausgenommen, auch iſt das Freigewicht bei der öſterr. 
Staatseiſenbahn und bei der Auſſig⸗Teplitzer Eiſenbahn auf 25 Pfund 
eingeſchränkt. Bei Inanſpruchnahme der Begünſtigung ſind den Con⸗ 
trols⸗Organen die Mitgliedskarten behufs Abſtempelung und Reviſton 
vorzuzeigen. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


